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521037

Dr, Hans Jürgen Fahn (FREIE WAHLER): Gut, dass ich noch in diesem vollen Haus

reden kann und dass noch einige geblieben sind, um zuzuhören.

521039

Herzlichen Dank, das ist sehr nett. lch weiß das zu schätzen.

Das Jahr 2016 war das wärmste der Erdgeschichte. Hauptursache war der Klimawan-

del. Wir müssen handeln. Das zeigt sich nicht nur in Bayern, sondern in der ganzen

Bundesrepublik. lm Koalitionsvertrag der GroKo war hinsichtlich des Klimaschutzes

kaum was zu finden. Bei der GroKo war auch die CSU dabei. Das Klimaziel 2020, den

Treibhausausstoß gegenüber 1990 um 40 oÄ zu reduzieren, wird nicht erreicht. Man

schätzt, maximal werden es 32 % sein.

Um den Kohleausstieg sollten sich andere kümmern. Das ist durchaus ein Defizit, an

dem auch die CSU beteiligt ist. Da hat uns die Staatsregierung natürlich auch ent

täuscht; denn der Klimaschutz ist eigentlich das herausragende Ziel der Zukunft. Wa-

rum kommt es dann in der Regierungserklärung unseres Ministerpräsidenten nicht

vor?

Bayern ist schon lange kein Vorreiter mehr. Es war vielleicht einmal einer, wie das Um-

weltministerium sagte.
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Aus diesem Grunde sollen wir den Klimaschutz ganz nach oben stellen. Deswegen

haben wir FREIEN WAHLER einen Gesetzentwurf eingebracht, der vorsieht,den Kli-

maschutz in der Bayerischen Verfassung zu verankern. Das genügt natürlich nicht,

wenn wir es nur in die Verfassung hineinschreiben, wie es bereits Herr Arnold gesagt

hat; wir müssen weiter nach unten gehen. Deshalb sind die beiden Gesetzentwürfe

von GRüNEN und SPD gut und insgesamt richtig. Das muss man einmal ganz klar sa-

gen.

521046

lch komme jetzt zum Gesetzentwurf der sPD. Die SPD hat richtig erkannt, dass beim

Klimaschutz endlich verbindlichkeit hergestellt werden muss. Das steht in Artikel 7'

ln Artikel 9 ist die Vorbildfunktion der öfientlichen Stellen wichtig' Dazu gab es auch

schon Anträge von den FREIEN WAHLERN. Und man muss es immer wieder anmah-

nen: denn die Bevölkerung orientiert sich an der öffentlichen Hand' wenn die öffentli-

che Hand Vorbildwirkung hat, werden die Bürger nachziehen'

Artikel 10 geht intensiv auf die Rolle der Kommunen ein. Das ist ebenfalls ein wichti-

ger punkt, den wir FREIE WAHLER betonen. Da findet sich lhrem Gesetzentwurf rich-

tigerweise die Forderung, dass die nötigen Mittel zur Verfügung gestellt werden müs-

sen.



Rückgabefrist: Mittwoch, 2.05.2018, 1 2.00 Uhr

Plenarprotokoll '17l131 vom 26. April 2018
Rednerauszug zur Autorisation
Ab". Da H""" Jü,"." F

Was von den Kommunen künftig gefordert wird, ist nur mit großem finanziellem und

personellem Aufirvand zu schaffen. Da muss der Staat beisplelsweise durch sein För-

derprogramm helfen. Die SPD-Forderung nach klimaneutralen Gebäuden nach Arti-

kel 11 kann man unterstreichen. Jedoch sollte ein Passus eingebaut werden, mit dem

verhindert wird, dass die Mieten in einem weiteren Zyklus in unbezahlbare Höhen stei-

gen. Wir werden hierzu einen Anderungsantrag einbringen.

Nun zum Gesezentwurf der GRÜNEN: Es ist richtig, dass der Klimaschutz eine euer-

schnitts- und Gemeinschaftsaufgabe ist und dass auch bei den Bild ungseinrichtungen

angesetzt werden muss.

531001

lch sage immer: Klimaschutz beginnt im Kopf. Wir erreichen ihn nur durch Verhaltens-

veränderungen. Dazu sind die Bildungseinrichtu ngen wichtig und notwendig. lm Ge-

setzentwurf der GRÜNEN ist auch eine klimaneutrale Venrvaltung genannt. Eine sol-

che wurde auch in anderen Bundesländern, zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, Ba-

den-Württemberg und Hessen, eingeführt. Was in Hessen mit Grün und Schwarz geht,

müsste auch in Bayern möglich sein. Der Antrag wurde aber leider abgelehnt.

531002

Klimaschutzziele sind wichtig. Wenn wir etwas erreichen wollen, müssen wir uns ver-

pflichtende Ziele setzen. Wir brauchen dazu ganz konkrete Aussagen. Der Umweltmi-

nister hat gesagt, wir würden bei den energiebedingten Emissionen deutlich unter

6 Tonnen pro Kopf und Jahr kommen. Was bedeutet das? - Meint er damit 5,9, 5,8,

4,0 oder 3,0 Tonnen? Gleichzeitig schreibt er, er wäre auch für verbindliche Klimaziele.
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Herr Umweltminister, das ist eigentlich ein Widerspruch. lch hoffe, Sie haben das ge-

merkt. Sie müssten konkret sagen, auf welche Zahl Sie heruntergehen wollen.

531003

Die Ausweitung auf den Flugverkehr im Gesetzentwurf der GRüNEN ist mutig. Der

Flugverkehr ist ein großer CO2-Verursacher. Hier geht es auch um das Landesent-

wicklungsprogramm.

531004

Eines fehlt jedoch in dem Gesetzentwurf der GRüNEN. Sie haben zwar die Kommu-

nen genannt, die Kommunen sind jedoch die Hauptträger des Klimaschutzes. Deshalb

brauchen sie ein Förderprogramm. Wir brauchen kommunale Klimaschutzziele. Deren

Erreichung muss aber durch ein staatliches Förderprogramm erleichtert werden. Wir

haben das dafür nötige Geld. Wir haben Geld für die Grenzpolizei, also haben wir

auch Geld für ein solches Förderprogramm.
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Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WAHLER): Auch der Klimabeirat ist wichtig und rich-

tig. Sie haben dafür aber nur Professoren vorgesehen. Wir wollen im Klimabeirat auch

Vertreter der Kommunen haben. lch bitte Sie, dies zu berücksichtigen. - Grundsätzlich

stimmt die Richtung beider Gesetzentwürfe.
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